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postdemokratie und soziale Demokratie

Oliver Eberl / David Salomon

Der Begriff der Postdemokratie ist nach anfänglichem Zögern (FNSB 2006) und 
gegen eine Reihe kritischer (Richter 2006; Sauer 2011) bis abwehrender Stimmen 
(Nolte 2011; Pelinka 2012) in der Politikwissenschaft mittlerweile als Gegenstand 
der Debatte etabliert (Nordmann et al. 2012). Der Erfolg beruht dabei hauptsäch-
lich auf dem (zeit)diagnostischen, weniger dem analytischen Gehalt eines Kon-
zepts, das eher beansprucht, unterschiedliche bereits untersuchte Dimensionen 
einer „Krise der Demokratie“ auf einen neuen Begriff zu bringen, als neue empi-
rische Erkenntnisse darzulegen. Je nachdem, welche „Symptome der Postdemo-
kratie“ (Crouch 2008, S. 30) ins Zentrum gestellt werden, kann die Diagnose als 
Nachfolgerin klassischer Spätkapitalismus-Theorien (Habermas 1973; Offe 2006) 
gedeutet werden (Schäfer 2009; Nachtwey 2010) oder als eine neue Variante von 
Demokratiekritik (Merkel 2011a; Haus 2012). Im ersten Fall erscheint die Post-
demokratiethese als weiterer Beitrag zur Periodisierung des Kapitalismus.1 Im 
Zweiten Fall fokussiert sie auf das notwendig gegebene Enttäuschungspotenzial 
von Demokratien (Sack 2011) und wirkt als politischer Kampfbegriff, der der 
Skandalisierung des gegenwärtigen Zustands der Demokratien dient (Blühdorn 
2013, S. 116-125). Ob der Begriff auch das Potenzial hat, „als eine mobilisierende 
Programmformel sozialer Bewegungen“ (Buchstein u. Nullmeier 2006, S. 21) zu 
fungieren, ist weiterhin offen.

Gerade die doppelte Anschlussfähigkeit der Postdemokratiethese könnte ihren 
Erfolg in Wissenschaft und Feuilleton erklären, schienen doch die Krisenerfahrun-
gen seit 2008 sowohl im Hinblick auf „das befremdliche Überleben des Neolibe-
ralismus“ (Crouch 2011; Schaal u. Ritzi 2012) als auch hinsichtlich der „Legiti-
mationskrisen“ der Demokratie (Brunkhorst 2012) die Diagnose zu bestätigen. 
Für die Krise als Motor der Debatte spricht, dass in den neuesten Veröffentlichun-
gen nicht mehr nur von einer Tendenz zur Entleerung formaler Demokratien aus-
gegangen wird, wie noch bei Colin Crouch (2008), sondern „Postdemokratie“ als 
gesicherte Diagnose verwendet wird. Hier zeigt sich eine Akzentverschiebung der 
Debatte: Sahen die Beiträge anfangs die politischen Systeme des Westens auf dem 
„Weg zur Postdemokratie“ (Jörke 2005), so gehen nun viele von einer vollzoge-
nen „postdemokratischen Wende“ (Blühdorn 2006, 2013) aus, nehmen die Post-
demokratie als Ausgangspunkt einer anzustrebenden „Neodemokratie“ (von 

1 Andere Autoren sprechen in ähnlichem Zusammenhang auch von einem „autoritären Kapitalis-
mus“ (Deppe 2008).
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 Beyme 2013) oder analysieren ausführlich die „Postdemokratisierung politischer 
Öffentlichkeit“ (Ritzi 2013). Dabei knüpfen keineswegs alle neueren Beiträge an 
Colin Crouch an. Die politisch-philosophische Variante des Konzepts von Jacques 
Rancière (1997, 2002, 2011), der gegenüber Crouch eine nicht-institutionalisti-
sche, radikale Variante vertritt, wurde besonders in der politischen Theorie rezi-
piert und diskutiert (Hirsch u. Voigt 2009; Brumlik 2010; Meyer 2011; Comtesse 
u. Meyer 2011; Schulz 2011). Der auf Rancière Bezug nehmende Diskursstrang 
weist freilich kaum Berührungspunkte zur Periodisierungsdiskussion des Kapita-
lismus auf, sondern schließt weit eher an seit einiger Zeit geführte Diskussionen 
um „das Politische“ und eine „radikale Demokratietheorie“ an (Laclau u. Mouffe 
2006; Mouffe 2007; Marchart 2010; Bedorf u. Röttgers 2010; Abensour 2012; 
Agamben et al. 2012; Hardt u. Negri 2013).

Auch diese Vielheit an Bezügen und Kontexten mag ihren Anteil an dem merk-
würdigen Umstand haben, dass der Postdemokratiebegriff trotz seines Erfolgs bis-
her nicht zu einem scharfen, politikwissenschaftlichen Analysekonzept geworden 
ist. Zu divers sind die Kriterien, zu vieldeutig die Indikatoren, zu assoziativ die 
empirischen Anwendungsfelder. Auf die Unbestimmtheit des Begriffs deutet auch 
die Verwendung von Ersatzkategorien wie „simulative Demokratie“ (Blühdorn 
2013) oder „demokratischer Symbolismus“ (Richter 2013) hin, die einerseits ers-
te Versuche sind, einen negativen Post-Begriff in einen positiven Beschreibungsbe-
griff zu überführen, andererseits aber auch auf fehlendes Vertrauen in die analyti-
schen Gehalte des Postdemokratie-Konzepts schließen lassen.

Kann also die Unschärfe des Konzepts durchaus als Grund für seinen Erfolg 
gesehen werden, so bündelt es doch eine Vielzahl beobachtbarer Phänomene in 
den gegenwärtigen Demokratien. Für Crouch fasst der Postdemokratiebegriff ins-
besondere folgende Entwicklungen zusammen: eine zunehmende Passivierung der 
Bürger bei Wahlen (Crouch 2008, S. 10), die Fähigkeit großer Konzerne, politi-
sche Macht zu entfalten (Crouch 2008, S. 60-63; Crouch 2011, S. 179-189) die 
Auflösung tradierter Klassenstrukturen und mit ihnen korporatistischer Verhand-
lungsmechanismen (Crouch 2008, S. 71-90), die Erosion klassischer Mitglieder-
parteien (Crouch 2008, S.  91-100) und die „Kommerzialisierung öffentlicher 
Leistungen“ (Crouch 2008, S. 101-132). Die Darstellung dieser Entwicklungen 
verbindet er mit der Erzählung eines parabelförmigen Geschichtsverlaufs, die von 
einem historischen Höhepunkt der Demokratie „ungefähr in der Mitte des 20. 
Jahrhunderts“ (Crouch 2008, S. 14) ausgeht. Dieser Bezugspunkt ist der eigent-
lich umstrittene Kern der Postdemokratie-Diagnose, weil er jenes ‚Davor‘ be-
stimmt, das sich die ‚Post‘-Demokratie scheinbar zum Maßstab ihrer Kritik 
nimmt. Auf diesen Bezugspunkt haben sich die Einwände besonders konzentriert. 
Auch wenn Crouch explizit von einem „Ideal“ bzw. einem „idealtypischen Mo-
dell“ (Crouch 2008, S. 9) spricht und auch für das „Postdemokratie“-Modell 
festhält, es sei „wie das maximalistische Ideal […] eine Übertreibung“ (Crouch 
2008, S. 10) hat seine These, das über Jahrzehnte erfolgreiche Demokratiemodell 
des Westens habe seinen Höhepunkt in der Nachkriegszeit erlebt und befinde sich 
nun in einem unübersehbaren Verfall, – wenig überraschend – den Vorwurf nost-
algischer Rückwärtsgewandtheit auf sich gezogen (Blühdorn 2006; Sauer 2011; 
Pelinka 2012; Haus 2012; Merkel 2013). Die aller „Idealtypik“ zum Trotz vorge-
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nommene konkrete Bestimmung eines „Augenblicks der Demokratie“, der nicht 
etwa in einem verfassunggebenden Prozess erkannt wird, sondern in einer Situati-
on verfasster politischer Kämpfe, „ruft unwillkürlich den zentralen Kritikpunkt 
an den Theorien der Postdemokratie auf den Plan. Es fällt nämlich schwer, diesen 
wahrhaft demokratischen Zustand ausfindig zu machen, gerade weil ja die ‚Fikti-
on‘ der Volkssouveränität eine immerwährende Begleiterscheinung der modernen 
Demokratie ist“ (Haus 2012, S. 227). Michael Haus deckt das in Crouchs zwi-
schen Idealtypik und Realtypik oszillierendem Postdemokratie-Begriff angelegte 
Missverständnis auf, dass es einen „Moment der Demokratie“ wirklich gegeben 
hätte und betont zu Recht, dass Crouch aus theorieimmanenten Gründen niemals 
von einem verwirklichten Ideal sprechen kann. Hiermit schließt er an einen As-
pekt an, den Ingeborg Maus als Arbeitsgrundlage normativer Demokratietheorie 
herausgearbeitet hat: Dem Ideal der Republik können sich die real existierenden 
Demokratien immer nur asymptotisch annähern (Maus 1998, S. 97), aber dieses 
Ideal dient „nicht etwa der Interpretation der bestehenden Vergesellschaftung, 
sondern ihrer Kritik und Veränderung“ (Maus 1992, S.  63). Dieses Selbstver-
ständnis hat Folgen: Wer am Konzept der Volkssouveränität festhält, sieht diese 
tatsächlich „noch von keiner realexistierenden Demokratie je eingeholt“ (Maus 
1992, S. 15)2 und bürdet den existierenden Zuständen und ihren Vertretern damit 
eine permanente Rechtfertigungslast auf. Dem entgehen Teile der politikwissen-
schaftlichen Demokratietheorie durch eine Mäßigung ihrer Ansprüche. So spricht 
sich etwa Anton Pelinka für einen möglichst engen Demokratiebegriff aus, dem-
zufolge nur solche Indikatoren für die bestehende oder nicht (mehr) bestehende 
Demokratie in einem Staatswesen formuliert werden sollten, die die formale poli-
tische Gleichheit der Bürger betreffen. Ein zu anspruchsvoller Demokratiebegriff, 
wie er dem Postdemokratiekonzept zugrunde liege, führe notwendigerweise dazu, 
dass kein historisch jemals existenter Zustand, es sei denn um den Preis der abs-
trahierenden Nostalgie, als demokratisch klassifiziert werden könne (Pelinka 
2012, S. 28). Auch Wolfgang Merkel warnt vor zu anspruchsvollen Demokratie-
Konzepten: „Fühlt man sich aber dem normativ höchst anspruchsvollen Konzept 
der ‚sozialen Demokratie‘ verpflichtet, wittert man allerorten nichts als Krise“ 
(Merkel 2013, S. 7).

In dieser Kritik liegt eine wahre Erkenntnis, zumal dann, wenn „Ideal(typus)“ 
und Vergangenheitszustand tendenziell identifiziert werden. Es lohnt sich daher 
zunächst nüchterner zu fragen, welche historisch einmal verwirklichten Elemente 
zur Vergleichsfolie der postdemokratischen Krisendiagnose werden. Crouch trau-
ert genau besehen keineswegs dem konkreten Zustand der Demokratie der 

2 Ohne dies in seiner weiteren Ausarbeitung wirklich zu entfalten, kommt Crouch diesen Überle-
gungen recht nahe, wenn er von den Modellen maximalistischer und postdemokratischer Demo-
kratie als von „Polen“ spricht (Crouch 2008, S. 10-11) und einerseits betont, „daß wir uns dem 
postdemokratischen Pol immer mehr annähern“ (Crouch 2008, S. 11), anderseits aber auch bezo-
gen auf maximalistische Demokratie schreibt: „Vielleicht wird dieses idealtypische Modell nie-
mals vollständig verwirklicht werden, doch wie alle utopischen Ideale gibt es uns zumindest einen 
wichtigen Maßstab an die Hand“ (Crouch 2008, S. 9). Gerade die begriffliche Unentschiedenheit 
– Idealtypus, Modell, Ideal, Utopie – verweist jedoch auf das theoretische Desiderat des Crouch-
schen Entwurfs.
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1950er-Jahre in all seinen Einzelheiten hinterher, sondern orientiert auf eine poli-
tische Konstellation, in der es gelungen war, „einen sozialen Kompromiß zwi-
schen den Interessen der kapitalistischen Wirtschaft und denen der arbeitenden 
Bevölkerung herzustellen“ (Crouch 2008, S. 15). Dieser Kompromiss war Crouch 
zufolge historisch möglich, weil es eine starke Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer, einen umfassenden Sozialstaat, der zugleich funktional für den damaligen 
kapitalistischen Wachstumspfad war, und (wenn auch innerhalb der westlichen 
Staaten in unterschiedlichem Maß und mit unterschiedlichen Ergebnissen) vitale 
gesellschaftspolitische Auseinandersetzungen gab. Wolfgang Merkel legt durchaus 
die richtige Fährte, wenn er in diesem Zusammenhang auf den Begriff der „sozia-
len Demokratie“ rekurriert. Denn Crouch offenbart tatsächlich genau hier einen 
impliziten demokratietheoretischen normativen Maßstab, der der konkreten 
Form der Demokratie im „demokratischen Augenblick“ nicht sofort anzusehen 
ist: „Während des demokratischen Augenblicks war ein populäres Anliegen be-
sonders wichtig: Die Macht der Regierung sollte genutzt werden, um die Konzen-
tration privater Macht zu begrenzen“ (Crouch 2008, S. 35). In diesem Anliegen 
steckt das Programm der sozialen Demokratie, die wir in diesem Schwerpunkt als 
demokratietheoretische Bezugsgröße der Postdemokratie-Debatte einführen wol-
len. Wir sehen damit den Konkretismus Crouchs normativ entlastet und zugleich 
das Konzept gestärkt. Der „demokratische Augenblick“ wird in der bundesdeut-
schen Diskussion der Fünfzigerjahre und im Kontext des Streits um eine wirt-
schaftliche Neuordnung von der Position Wolfgang Abendroths markiert. Soziale 
Demokratie bedeutet „die allseitige Verwirklichung dieses Gedankens der Demo-
kratie, der aus einem System politischer Spielregeln zum inhaltlichen Prinzip der 
gesamten Gesellschaft […] erweitert wird“ (Abendroth 2008a, S. 416). Die Erfah-
rung des Faschismus habe gezeigt, dass die Kräfteverhältnisse im Sozialen (insbe-
sondere in der Wirtschaft) letztlich darüber entschieden, „ob ein parlamentari-
scher Staat seinen demokratischen Integrationswert bewahrt oder am Ende auch 
seine parlamentarischen Formen und lediglich formellen demokratischen Spielre-
geln abstreift“ (Abendroth 2008a, S.  415). Abendroth sah daher – in diesem 
Punkt nah an Crouch – gerade in den Interessenvertretungen der Arbeitnehmer, 
den Gewerkschaften, die die im Grundgesetz „enthaltene Zielsetzung“, ein „de-
mokratischer und sozialer Bundesstaat“ (Art. 20 und 28.) zu sein verkörperten, 
„die natürlichen Hüter der Demokratie“ (Abendroth 2008b, S. 229)3. Wie die 
bereits zitierte ideale Republik diente somit auch das „Ideal“ (oder besser: die 
Forderung nach) sozialer Demokratie „nicht etwa der Interpretation der beste-
henden Vergesellschaftung, sondern ihrer Kritik und Veränderung“ (Maus 1992, 
S. 63). Nicht eine verwirklichte soziale Demokratie, sondern der (nur teilweise 
erfolgreiche) Streit um die Etablierung von Elementen sozialer Demokratie kenn-
zeichnete somit die Nachkriegszeit. Just diese Auseinandersetzungen werden in 
der Postdemokratie hingegen verdrängt. Liest man Crouchs scheinbar nostalgi-
sche Erinnerung an das „Goldene Zeitalter der Demokratie“ im Lichte dieser so-
zialen Demokratietheorie, dann bekommen sie einen anderen als den von ihm 

3 Zu Abendroths Konzeption im Kontext aktueller Debatten siehe auch Urban 2012, Eberl u. 
 Salomon 2012.

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2013-3-415
Generiert durch IP '18.216.186.66', am 26.08.2024, 00:38:18.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2013-3-415


419

Eberl/Salomon | Postdemokratie und soziale Demokratie

selbst betonten Sinn eines parabelförmigen Niedergangs der Demokratie. Als tat-
sächlicher Idealtypus hilft sie vielmehr Abstände zwischen „Ideal“ und histori-
scher „Wirklichkeit“ (in Vergangenheit und Gegenwart) zu bestimmen. Allerdings 
lässt sich mit ihrer Hilfe der Rückbau historisch bereits verwirklichter Elemente 
sozialer Demokratie durchaus als Substanzverlust und Transformation des Demo-
kratischen deuten. Als zeitdiagnostischer Begriff vor dem Hintergrund eines wei-
tergehenden analytischen Konzepts sozialer Demokratie erscheint der Begriff 
„Postdemokratie“ somit durchaus als (relativ) konsistent: „Postdemokratie“ be-
zeichnet dann weniger einen Zustand nach der Demokratie, als einen Zustand, in 
dem die Forderung nach einer sozialen Demokratisierung als Alternative zur 
schmalen liberalen Demokratie und mithin die vitale Auseinandersetzung um die 
Gestalt der Demokratie und ihr Verhältnis zur Gesellschaft zu verblassen scheint 
(Salomon 2012, S. 131).4

Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Überlegungen muss es unbefriedi-
gend bleiben, den „demokratischen Augenblick“ als „sozialdemokratischen Mo-
ment“ zu verstehen und damit erneut historisch zu konkretisieren (Meyer 2013).5 
Stattdessen sollten die impliziten Annahmen Crouchs in zweierlei Hinsicht rekon-
struiert werden, die der doppelten Anschlussfähigkeit an eine Periodisierung des 
Kapitalismus und an demokratietheoretische Fragen entsprechen. Zum einen the-
matisiert „Postdemokratie“ die Reichweite sozialökonomisch generierter Macht 
in die Politik, zum Zweiten die Reichweite demokratischer Regulation des Sozia-
len. Crouch stellt nicht zufällig „[d]as globale Unternehmen“ (Crouch 2008, 
S. 45), bzw. „[m]arktbeherrschende Konzerne“ (Crouch 2011, S. 79) ins Zentrum 
seiner Analyse. Auch wenn er dazu tendiert in einer Orientierung auf „Zivilgesell-
schaft und Moral“ (Crouch 2011, S. 203) den erfolgversprechenden Weg einer 
demokratischen Bändigung von Konzernmacht zu sehen, bleibt seine Diagnose 
anschlussfähig an weitergehende Konzepte sozialer Demokratisierung, wie sie 
etwa in der gerade entstehenden Debatte um neue Konzepte einer „Wirtschaftsde-
mokratie“ (Demirovic ́ 2007; Meine et al. 2011), bezogen auf europäische Verfas-
sunggebungsprozesse (Eberl 2009) oder auch in Debatten um die Konstitutionali-
sierung globaler sozialer Rechte (Fischer-Lescano u. Möller 2012) Kontur 
gewinnen.

Gerade mit Blick auf die Globalisierung wird das neue – postdemokratische – 
Verhältnis von sozialökonomischer und politischer Macht erkennbar: „Die un-
mittelbare Politisierung ökonomischer Macht hebt den gesellschaftlichen Befrei-
ungsschlag wieder auf, der sich mit der Ausdifferenzierung von Staat und 
Gesellschaft verband – dabei zugleich die ersten ‚sozialstaatlichen‘ Selbsteinwir-
kungen der Gesellschaft ermöglichend –, und unterwirft die ökonomisch Abhän-
gigen privaten Normierungen, die das Ausmaß staatlicher Sanktionen erreichen, 
ohne noch der Kontrolle (geschweige denn der Urheberschaft) der gesellschaftli-
chen Basis unterworfen zu sein“ (Maus 2010, S. 66-67). In postdemokratischen 

4 Einen Zusammenhang zwischen liberaler Demokratiekonzeption und Postdemokratie stellt 
Crouch (2008, S. 9) explizit her.

5 Anders als das Englische ermöglicht es das Deutsche zwischen Sozialdemokratie als einer politi-
schen Richtung und sozialer Demokratie als einer programmatischen Forderung zu unterscheiden.
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Zuständen sind notwendige Einschränkungen der Umsetzung sozialer Macht in 
politische Entscheidungen außer Kraft gesetzt, denn „die Umsetzung sozialer 
Macht in die Einflussnahme auf politische Entscheidungsprozesse darf sich nur 
unter Bedingungen der Transparenz vollziehen. Versuche der politischen Einfluss-
nahme dürfen nicht an den üblichen Kanälen der politischen Öffentlichkeit vorbei 
unternommen werden“ (Habermas 2008, S. 173). Intransparente Einflussnahme 
gehört aber zum postdemokratischen Alltag. Die Rekonstruktion einer sozialen 
Demokratietheorie im Kontext der Postdemokratiedebatte muss dabei zur Kennt-
nis nehmen, dass das Interesse an einer Rückgewinnung demokratischer Kontrol-
le von unten in den am stärksten von sozialem Rückbau betroffenen Schichten 
abnehmend ist (Schäfer 2009). Theoretische, historische und empirische Untersu-
chungen haben dargelegt, dass auch klassische Formen direkter Demokratie 
(Volksbefragungen, Volksbegehren, Volksentscheide) der „Krise der Partizipation 
und Repräsentation“ (Deppe 2008, S. 19) nicht entgegenwirken können (Maus 
2011, S. 20; Losurdo 2008; Merkel 2011b; Jörke 2011): „Insofern besteht das 
Problem einer Rekonstruktion von Volkssouveränität unter diesen Bedingungen 
neokorporatistisch fragmentierter Macht und partikularisierter gesellschaftlicher 
Ohnmacht darin, für die letztere eine neue Einflußnahme auf die erstere zu insti-
tutionalisieren“ (Maus 2011, S. 12). Ingeborg Maus’ „Vorschlag besteht in einer 
Dezentralisierung der Gesetzgebung, die der Dezentralisierung der Politik ent-
spricht und zugleich deren demokratieverhindernde Folgen aufhebt“ (Maus 2011, 
S. 12).

Der im vorliegenden Schwerpunkt unternommene Versuch, das Postdemokra-
tiekonzept zu schärfen, indem die Postdemokratiedebatte im Lichte sozialer De-
mokratie rekonstruiert wird, kann also einerseits helfen, den normativen Gehalt 
der Postdemokratie-These genauer zu bestimmen und wirft andererseits analyti-
sche Fragen auf, die in klassischen Theorien sozialer Demokratie zu wenig beach-
tet wurden oder – angesichts der Transformationen des Kapitalismus im Zeitalter 
der Globalisierung – einer Neufassung bedürfen: Analytisch können so die Ver-
fallstendenzen von Elementen sozialer Demokratie, die in der Nachkriegszeit in 
unterschiedlichen Modellen des Wohlfahrtsstaates Bestandteile der westeuropäi-
schen politischen Ordnungen wurden (Streeck 2013), besser erfasst werden und 
normativ kann nach Tendenzen und Wegen einer zeitgemäßen Form sozialer De-
mokratie gesucht werden. Demokratische Kontrolle auszuweiten, ist dabei das 
erste Ziel oder – mit Habermas (1968, S. 159) – das „erkenntnisleitende Interes-
se“ der nachfolgenden Beiträge:

Wenn es richtig ist, dass „Postdemokratie“ im Wesentlichen in einer Neujustie-
rung des Verhältnisses von Wirtschaft und Politik besteht, so muss sich Politikwis-
senschaft über die grundsätzliche Frage nach der Möglichkeit einer Demokratisie-
rung der ökonomischen Verhältnisse Klarheit verschaffen. Frank Nullmeier steckt 
mit seinem Beitrag zur „Politischen Theorie der Marktökonomie“ einen Rahmen 
ab, in dem sich Konzeptionen einer zeitgemäßen sozialen Demokratie verorten 
können: Lassen sich Märkte überhaupt demokratisieren oder zumindest nach ge-
rechten bzw. moralischen Prinzipien gestalten? Wo könnte eine Neufassung des 
Projekts sozialer Demokratie ansetzen?
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Den Geschlechterverhältnissen als blindem Fleck der Crouchschen Postdemo-
kratie wendet sich Gundula Ludwig aus einer feministischen Perspektive zu. Die 
Geschlechterbeziehungen erscheinen in ihrer Analyse als prominentes Beispiel ei-
ner „Entpolitisierung des Sozialen“. Wie steht es um Kontinuitäten zwischen libe-
raler  Demokratiekonzeption und Postdemokratie? Erfordert ein Konzept radika-
ler Demokratisierung eine Revision zentraler Kategorien der Demokratietheorie 
(etwa „Konsens“ und „Einheit des demos“)?

Das sozial induzierte Ungleichgewicht an politischen Beteiligungsverfahren 
steht im Zentrum des Beitrags von Dirk Jörke. Dabei diskutiert er Vorschläge wie 
die Einführung einer Wahlpflicht oder von Losverfahren: Wie kann der Einfluss 
gesellschaftlich Ohnmächtiger auf politische Entscheidungen erhöht werden? 
 Inwiefern könnte ein gruppenspezifisches Vetorecht der politischen Marginalisie-
rung sozialer Unterschichten entgegensteuern?

In der Geschichte der bundesdeutschen Nachkriegszeit waren Mitbestim-
mungsrechte für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen der Kompromiss, den 
weitergehende Forderungen nach einer wirtschaftsdemokratischen Neuordnung 
erreichen konnten. Wie Oliver Nachtwey und Ulrich Brinkmann herausarbeiten, 
basieren Mitbestimmungsrechte auf der Grundlage ungleicher Positionen im Be-
trieb: Wie steht es um „industrielle Bürgerrechte“ in einer Zeit, in der prekäre 
Beschäftigungsformen (Leiharbeit, Werkverträge) zunehmen? Inwiefern lässt sich 
die postdemokratische Entpolitisierung des Sozialen in den Betrieben erkennen?

Wie bereits Jürgen Habermas (1998) herausarbeitet, können demokratische 
und soziale Fragen heute nicht mehr allein bezogen auf den Nationalstaat behan-
delt werden. Die Transnationalisierung der Administration im Kontext komplexer 
Mehrebenensysteme ist – zumal in Europa – zu weit fortgeschritten als dass von 
ihren Rückwirkungen auf nationale (Post)Demokratien abstrahiert werden könn-
te. Michèle Knodt konzentriert sich in ihrem Beitrag auf die demokratiepoliti-
schen Konsequenzen einer „semi-permeablen“ Verwaltung: Wie gelingt es mäch-
tigen Wirtschaftsakteuren Einfluss auf politische Entscheidungen im europäischen 
Kontext zu nehmen? Kann bezogen auf Europa – das sich bislang nie in einem 
Zustand verwirklichter Demokratie befunden hat – von Postdemokratie gespro-
chen werden?

Die Beiträge zeichnen ein vielschichtiges – wenn auch sicher nicht erschöpfen-
des – Bild der „postdemokratischen Konstellation“ (Blühdorn 2012). Im Wesent-
lichen ist diese gekennzeichnet von einer Entwicklung, in der sich Machteliten 
zunehmend weniger in der Pflicht sehen, den Gleichheitsinteressen subalterner 
Gruppen Zugeständnisse machen zu müssen. Mit dieser Entwicklung korrespon-
diert der relative Machtverlust gerade jener sozialen Akteure, die programmatisch 
(wenn auch nicht ungebrochen) für die Erweiterung der politischen zur sozialen 
Demokratie standen. Der Pluralität von sozialen Lagen, divergierenden gesell-
schaftlichen Rollen und Interessen in demokratischen Verfahren Rechnung zu tra-
gen, erfordert ein äußerst komplexes und auch revidierbares System der Instituti-
onalisierung von Repräsentationsformen, Gestaltungs- und Vetorechten, mit dem 
ein auf Bundes- oder Länderebene angesiedeltes politisches System überfordert 
wäre. Die Rekonstruktion sozialer Demokratie kann somit nur als Projekt gelin-
gen, das sich auf alle Ebenen der Politik erstreckt. Mit diesem Schwerpunkt ist die 
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Hoffnung verbunden, eine Diskussion anzustoßen, die das Soziale der Demokra-
tie als bislang nur impliziten peripheren Bezugspunkt postdemokratischer Krisen-
diagnose analytisch und normativ ins Zentrum politikwissenschaftlicher For-
schung rückt.
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